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und der durchschnittliche Überziehungsbetrag die Hälfte des durchschnitt-
lichen monatlichen Geldeingangs innerhalb der letzten drei Monate auf
diesem Konto übersteigt, so gilt § 504a entsprechend. 3Wenn der Rech-
nungsabschluss für das laufende Konto vierteljährlich erfolgt, ist der maßgeb-
liche Zeitpunkt für das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 der jewei-
lige Rechnungsabschluss.

(3) Verstößt der Unternehmer gegen Absatz 1 oder Absatz 2, kann der
Darlehensgeber über die Rückzahlung des Darlehens hinaus Kosten und
Zinsen nicht verlangen.

(4) Die §§ 491a bis 496 und 499 bis 502 sind auf Allgemein-Verbraucher-
darlehensverträge, die unter den in Absatz 1 genannten Voraussetzungen zu-
stande kommen, nicht anzuwenden.

§ 505a Pflicht zur Kreditwürdigkeitsprüfung bei Verbraucherdarle-
hensverträgen. (1) 1 Der Darlehensgeber hat vor dem Abschluss eines Ver-
braucherdarlehensvertrags die Kreditwürdigkeit des Darlehensnehmers zu prü-
fen. 2 Der Darlehensgeber darf den Verbraucherdarlehensvertrag nur abschlie-
ßen, wenn aus der Kreditwürdigkeitsprüfung hervorgeht, dass bei einem All-
gemein-Verbraucherdarlehensvertrag keine erheblichen Zweifel daran bestehen
und dass es bei einem Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag wahrscheinlich
ist, dass der Darlehensnehmer seinen Verpflichtungen, die im Zusammenhang
mit dem Darlehensvertrag stehen, vertragsgemäß nachkommen wird.

(2) Wird der Nettodarlehensbetrag nach Abschluss des Darlehensvertrags
deutlich erhöht, so ist die Kreditwürdigkeit auf aktualisierter Grundlage neu
zu prüfen, es sei denn, der Erhöhungsbetrag des Nettodarlehens wurde bereits
in die ursprüngliche Kreditwürdigkeitsprüfung einbezogen.

(3) 1 Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen, die
1. im Anschluss an einen zwischen den Vertragsparteien abgeschlossenen
Darlehensvertrag ein neues Kapitalnutzungsrecht zur Erreichung des von
dem Darlehensnehmer mit dem vorangegangenen Darlehensvertrag ver-
folgten Zweckes einräumen oder

2. einen anderen Darlehensvertrag zwischen den Vertragsparteien zur Ver-
meidung von Kündigungen wegen Zahlungsverzugs des Darlehensnehmers
oder zur Vermeidung von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen den
Darlehensnehmer ersetzen oder ergänzen,

bedarf es einer erneuten Kreditwürdigkeitsprüfung nur unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 2. 2 Ist danach keine Kreditwürdigkeitsprüfung erforder-
lich, darf der Darlehensgeber den neuen Immobiliar-Verbraucherdarlehens-
vertrag nicht abschließen, wenn ihm bereits bekannt ist, dass der Darlehens-
nehmer seinen Verpflichtungen, die im Zusammenhang mit diesem Darle-
hensvertrag stehen, dauerhaft nicht nachkommen kann. 3 Bei Verstößen gilt
§ 505d entsprechend.

§ 505b Grundlage der Kreditwürdigkeitsprüfung bei Verbraucher-
darlehensverträgen. (1) Bei Allgemein-Verbraucherdarlehensverträgen
können Grundlage für die Kreditwürdigkeitsprüfung Auskünfte des Darle-
hensnehmers und erforderlichenfalls Auskünfte von Stellen sein, die ge-
schäftsmäßig personenbezogene Daten, die zur Bewertung der Kreditwürdig-

Einzelne Schuldverhältnisse §§ 505a, 505b BGB 10
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keit von Verbrauchern genutzt werden dürfen, zum Zweck der Übermittlung
erheben, speichern, verändern oder nutzen.

(2) 1 Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen hat der Darlehens-
geber die Kreditwürdigkeit des Darlehensnehmers auf der Grundlage not-
wendiger, ausreichender und angemessener Informationen zu Einkommen,
Ausgaben sowie anderen finanziellen und wirtschaftlichen Umständen des
Darlehensnehmers eingehend zu prüfen. 2 Dabei hat der Darlehensgeber die
Faktoren angemessen zu berücksichtigen, die für die Einschätzung relevant
sind, ob der Darlehensnehmer seinen Verpflichtungen aus dem Darlehens-
vertrag voraussichtlich nachkommen kann. 3 Die Kreditwürdigkeitsprüfung
darf sich nicht hauptsächlich darauf stützen, dass der Wert der Wohnimmobi-
lie den Darlehensbetrag übersteigt, oder auf die Annahme, dass der Wert der
Wohnimmobilie zunimmt, es sei denn, der Darlehensvertrag dient zum Bau
oder zur Renovierung der Wohnimmobilie.

(3) 1 Der Darlehensgeber ermittelt die gemäß Absatz 2 erforderlichen In-
formationen aus einschlägigen internen oder externen Quellen, wozu auch
Auskünfte des Darlehensnehmers gehören. 2 Der Darlehensgeber berücksich-
tigt auch die Auskünfte, die einem Darlehensvermittler erteilt wurden. 3 Der
Darlehensgeber ist verpflichtet, die Informationen in angemessener Weise zu
überprüfen, soweit erforderlich auch durch Einsichtnahme in unabhängig
nachprüfbare Unterlagen.

(4) Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen ist der Darlehensgeber
verpflichtet, die Verfahren und Angaben, auf die sich die Kreditwürdigkeits-
prüfung stützt, festzulegen, zu dokumentieren und die Dokumentation auf-
zubewahren.

(5) Die Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten bleiben un-
berührt.

§ 505c Weitere Pflichten bei grundpfandrechtlich oder durch Real-
last besicherten Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen. Darle-
hensgeber, die grundpfandrechtlich oder durch Reallast besicherte Immobili-
ar-Verbraucherdarlehen vergeben, haben
1. bei der Bewertung von Wohnimmobilien zuverlässige Standards anzuwen-
den und

2. sicherzustellen, dass interne und externe Gutachter, die Immobilienbewer-
tungen für sie vornehmen, fachlich kompetent und so unabhängig vom
Darlehensvergabeprozess sind, dass sie eine objektive Bewertung vorneh-
men können, und

3. Bewertungen für Immobilien, die als Sicherheit für Immobiliar-Verbrau-
cherdarlehen dienen, auf einem dauerhaften Datenträger zu dokumentieren
und aufzubewahren.

§ 505d Verstoß gegen die Pflicht zur Kreditwürdigkeitsprüfung.
(1) 1 Hat der Darlehensgeber gegen die Pflicht zur Kreditwürdigkeitsprü-

fung verstoßen, so ermäßigt sich
1. ein im Darlehensvertrag vereinbarter gebundener Sollzins auf den markt-
üblichen Zinssatz am Kapitalmarkt für Anlagen in Hypothekenpfandbriefe

10 BGB §§ 505c, 505d Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse
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und öffentliche Pfandbriefe, deren Laufzeit derjenigen der Sollzinsbindung
entspricht und

2. ein im Darlehensvertrag vereinbarter veränderlicher Sollzins auf den markt-
üblichen Zinssatz, zu dem europäische Banken einander Anleihen in Euro
mit einer Laufzeit von drei Monaten gewähren.

2Maßgeblicher Zeitpunkt für die Bestimmung des marktüblichen Zinssatzes
gemäß Satz 1 ist der Zeitpunkt des Vertragsschlusses sowie gegebenenfalls
jeweils der Zeitpunkt vertraglich vereinbarter Zinsanpassungen. 3 Der Darle-
hensnehmer kann den Darlehensvertrag jederzeit fristlos kündigen; ein An-
spruch auf eine Vorfälligkeitsentschädigung besteht nicht. 4 Der Darlehens-
geber stellt dem Darlehensnehmer eine Abschrift des Vertrags zur Verfügung,
in der die Vertragsänderungen berücksichtigt sind, die sich aus den Sätzen 1
bis 3 ergeben. 5 Die Sätze 1 bis 4 finden keine Anwendung, wenn bei einer
ordnungsgemäßen Kreditwürdigkeitsprüfung der Darlehensvertrag hätte ge-
schlossen werden dürfen.

(2) Kann der Darlehensnehmer Pflichten, die im Zusammenhang mit dem
Darlehensvertrag stehen, nicht vertragsgemäß erfüllen, so kann der Darle-
hensgeber keine Ansprüche wegen Pflichtverletzung geltend machen, wenn
die Pflichtverletzung auf einem Umstand beruht, der bei ordnungsgemäßer
Kreditwürdigkeitsprüfung dazu geführt hätte, dass der Darlehensvertrag nicht
hätte geschlossen werden dürfen.

(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, soweit der Mangel der
Kreditwürdigkeitsprüfung darauf beruht, dass der Darlehensnehmer dem Dar-
lehensgeber vorsätzlich oder grob fahrlässig Informationen im Sinne des
§ 505b Absatz 1 bis 3 unrichtig erteilt oder vorenthalten hat.

§ 505e Verordnungsermächtigung. 1 Das Bundesministerium der Finan-
zen und das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz werden
ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates Leitlinien zu den Kriterien und Methoden der Kreditwürdig-
keitsprüfung bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen nach den
§§ 505a und 505b Absatz 2 bis 4 festzulegen. 2 Durch die Rechtsverordnung
können insbesondere Leitlinien festgelegt werden
1. zu den Faktoren, die für die Einschätzung relevant sind, ob der Darlehens-
nehmer seinen Verpflichtungen aus dem Darlehensvertrag voraussichtlich
nachkommen kann,

2. zu den anzuwendenden Verfahren und der Erhebung und Prüfung von
Informationen.

Untertitel 2. Finanzierungshilfen zwischen einem Unternehmer und einem
Verbraucher

§ 506 Zahlungsaufschub, sonstige Finanzierungshilfe. (1) 1 Die für
Allgemein-Verbraucherdarlehensverträge geltenden Vorschriften der §§ 358
bis 360 und 491a bis 502 sowie 505a bis 505e sind mit Ausnahme des § 492
Abs. 4 und vorbehaltlich der Absätze 3 und 4 auf Verträge entsprechend
anzuwenden, durch die ein Unternehmer einem Verbraucher einen entgeltli-
chen Zahlungsaufschub oder eine sonstige entgeltliche Finanzierungshilfe
gewährt. 2 Bezieht sich der entgeltliche Zahlungsaufschub oder die sonstige
entgeltliche Finanzierungshilfe auf den Erwerb oder die Erhaltung des Eigen-

Einzelne Schuldverhältnisse §§ 505e, 506 BGB 10
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tumsrechts an Grundstücken, an bestehenden oder zu errichtenden Gebäuden
oder auf den Erwerb oder die Erhaltung von grundstücksgleichen Rechten
oder ist der Anspruch des Unternehmers durch ein Grundpfandrecht oder
eine Reallast besichert, so sind die für Immobiliar-Verbraucherdarlehensver-
träge geltenden, in Satz 1 genannten Vorschriften sowie § 503 entsprechend
anwendbar. 3 Ein unentgeltlicher Zahlungsaufschub gilt als entgeltlicher Zah-
lungsaufschub gemäß Satz 2, wenn er davon abhängig gemacht wird, dass die
Forderung durch ein Grundpfandrecht oder eine Reallast besichert wird.

(2) 1 Verträge zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher über
die entgeltliche Nutzung eines Gegenstandes gelten als entgeltliche Finanzie-
rungshilfe, wenn vereinbart ist, dass
1. der Verbraucher zum Erwerb des Gegenstandes verpflichtet ist,
2. der Unternehmer vom Verbraucher den Erwerb des Gegenstandes ver-
langen kann oder

3. der Verbraucher bei Beendigung des Vertrags für einen bestimmten Wert
des Gegenstandes einzustehen hat.

2 Auf Verträge gemäß Satz 1 Nr. 3 sind § 500 Abs. 2 und § 502 nicht an-
zuwenden.

(3) Für Verträge, die die Lieferung einer bestimmten Sache oder die Er-
bringung einer bestimmten anderen Leistung gegen Teilzahlungen zum Ge-
genstand haben (Teilzahlungsgeschäfte), gelten vorbehaltlich des Absatzes 4
zusätzlich die in den §§ 507 und 508 geregelten Besonderheiten.

(4) 1 Die Vorschriften dieses Untertitels sind in dem in § 491 Absatz 2
Satz 2 Nummer 1 bis 5, Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 bestimmten Umfang
nicht anzuwenden. 2 Soweit nach der Vertragsart ein Nettodarlehensbetrag
(§ 491 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1) nicht vorhanden ist, tritt an seine Stelle
der Barzahlungspreis oder, wenn der Unternehmer den Gegenstand für den
Verbraucher erworben hat, der Anschaffungspreis.

§ 507 Teilzahlungsgeschäfte. (1) 1 § 494 Abs. 1 bis 3 und 6 Satz 2 zwei-
ter Halbsatz ist auf Teilzahlungsgeschäfte nicht anzuwenden. 2 Gibt der Ver-
braucher sein Angebot zum Vertragsabschluss im Fernabsatz auf Grund eines
Verkaufsprospekts oder eines vergleichbaren elektronischen Mediums ab, aus
dem der Barzahlungspreis, der Sollzinssatz, der effektive Jahreszins, ein Til-
gungsplan anhand beispielhafter Gesamtbeträge sowie die zu stellenden Si-
cherheiten und Versicherungen ersichtlich sind, ist auch § 492 Abs. 1 nicht
anzuwenden, wenn der Unternehmer dem Verbraucher den Vertragsinhalt
spätestens unverzüglich nach Vertragsabschluss auf einem dauerhaften Daten-
träger mitteilt.

(2) 1 Das Teilzahlungsgeschäft ist nichtig, wenn die vorgeschriebene
Schriftform des § 492 Abs. 1 nicht eingehalten ist oder im Vertrag eine der in
Artikel 247 §§ 6, 12 und 13 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen
Gesetzbuche vorgeschriebenen Angaben fehlt. 2 Ungeachtet eines Mangels
nach Satz 1 wird das Teilzahlungsgeschäft gültig, wenn dem Verbraucher die
Sache übergeben oder die Leistung erbracht wird. 3 Jedoch ist der Barzah-
lungspreis höchstens mit dem gesetzlichen Zinssatz zu verzinsen, wenn die
Angabe des Gesamtbetrags oder des effektiven Jahreszinses fehlt. 4 Ist ein
Barzahlungspreis nicht genannt, so gilt im Zweifel der Marktpreis als Barzah-
lungspreis. 5 Ist der effektive Jahreszins zu niedrig angegeben, so vermindert

10 BGB § 507 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse
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sich der Gesamtbetrag um den Prozentsatz, um den der effektive Jahreszins zu
niedrig angegeben ist.

(3) 1 Abweichend von den §§ 491a und 492 Abs. 2 dieses Gesetzes und
von Artikel 247 §§ 3, 6 und 12 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen
Gesetzbuche müssen in der vorvertraglichen Information und im Vertrag der
Barzahlungspreis und der effektive Jahreszins nicht angegeben werden, wenn
der Unternehmer nur gegen Teilzahlungen Sachen liefert oder Leistungen
erbringt. 2 Im Fall des § 501 ist der Berechnung der Kostenermäßigung der
gesetzliche Zinssatz (§ 246) zugrunde zu legen. 3 Ein Anspruch auf Vorfällig-
keitsentschädigung ist ausgeschlossen.

§ 508 Rücktritt bei Teilzahlungsgeschäften. 1 Der Unternehmer kann
von einem Teilzahlungsgeschäft wegen Zahlungsverzugs des Verbrauchers nur
unter den in § 498 Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Voraussetzungen zurück-
treten. 2 Dem Nennbetrag entspricht der Gesamtbetrag. 3 Der Verbraucher hat
dem Unternehmer auch die infolge des Vertrags gemachten Aufwendungen
zu ersetzen. 4 Bei der Bemessung der Vergütung von Nutzungen einer zu-
rückzugewährenden Sache ist auf die inzwischen eingetretene Wertmin-
derung Rücksicht zu nehmen. 5Nimmt der Unternehmer die auf Grund des
Teilzahlungsgeschäfts gelieferte Sache wieder an sich, gilt dies als Ausübung
des Rücktrittsrechts, es sei denn, der Unternehmer einigt sich mit dem
Verbraucher, diesem den gewöhnlichen Verkaufswert der Sache im Zeitpunkt
der Wegnahme zu vergüten. 6 Satz 5 gilt entsprechend, wenn ein Vertrag über
die Lieferung einer Sache mit einem Verbraucherdarlehensvertrag verbunden
ist (§ 358 Absatz 3) und wenn der Darlehensgeber die Sache an sich nimmt;
im Falle des Rücktritts bestimmt sich das Rechtsverhältnis zwischen dem
Darlehensgeber und dem Verbraucher nach den Sätzen 3 und 4.

Untertitel 3. Ratenlieferungsverträge zwischen einem Unternehmer und
einem Verbraucher

§ 510 Ratenlieferungsverträge. (1) 1 Der Vertrag zwischen einem Ver-
braucher und einem Unternehmer bedarf der schriftlichen Form, wenn der
Vertrag
1. die Lieferung mehrerer als zusammengehörend verkaufter Sachen in Teil-
leistungen zum Gegenstand hat und das Entgelt für die Gesamtheit der
Sachen in Teilzahlungen zu entrichten ist,

2. die regelmäßige Lieferung von Sachen gleicher Art zum Gegenstand hat
oder

3. die Verpflichtung zum wiederkehrenden Erwerb oder Bezug von Sachen
zum Gegenstand hat.

2 Dies gilt nicht, wenn dem Verbraucher die Möglichkeit verschafft wird, die
Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen
bei Vertragsschluss abzurufen und in wiedergabefähiger Form zu speichern.
3 Der Unternehmer hat dem Verbraucher den Vertragsinhalt in Textform mit-
zuteilen.

(2) Dem Verbraucher steht vorbehaltlich des Absatzes 3 bei Verträgen nach
Absatz 1, die weder im Fernabsatz noch außerhalb von Geschäftsräumen
geschlossen werden, ein Widerrufsrecht nach § 355 zu.

Einzelne Schuldverhältnisse §§ 508, 510 BGB 10
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(3) 1 Das Widerrufsrecht nach Absatz 2 gilt nicht in dem in § 491 Absatz 2
Satz 2 Nummer 1 bis 5, Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 bestimmten Umfang.
2 Dem in § 491 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 genannten Nettodarlehensbetrag
entspricht die Summe aller vom Verbraucher bis zum frühestmöglichen Kün-
digungszeitpunkt zu entrichtenden Teilzahlungen.

Untertitel 4. Beratungsleistungen bei Immobiliar-
Verbraucherdarlehensverträgen

§ 511 Beratungsleistungen bei Immobiliar-Verbraucherdarlehens-
verträgen. (1) Bevor der Darlehensgeber dem Darlehensnehmer individuelle
Empfehlungen zu einem oder mehreren Geschäften erteilt, die im Zusam-
menhang mit einem Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag stehen (Bera-
tungsleistungen), hat er den Darlehensnehmer über die sich aus Artikel 247
§ 18 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche ergebenden
Einzelheiten in der dort vorgesehenen Form zu informieren.

(2) 1 Vor Erbringung der Beratungsleistung hat sich der Darlehensgeber
über den Bedarf, die persönliche und finanzielle Situation sowie über die
Präferenzen und Ziele des Darlehensnehmers zu informieren, soweit dies für
eine passende Empfehlung eines Darlehensvertrags erforderlich ist. 2 Auf
Grundlage dieser aktuellen Informationen und unter Zugrundelegung realis-
tischer Annahmen hinsichtlich der Risiken, die für den Darlehensnehmer
während der Laufzeit des Darlehensvertrags zu erwarten sind, hat der Darle-
hensgeber eine ausreichende Zahl an Darlehensverträgen zumindest aus seiner
Produktpalette auf ihre Geeignetheit zu prüfen.

(3) 1 Der Darlehensgeber hat dem Darlehensnehmer auf Grund der Prü-
fung gemäß Absatz 2 ein geeignetes oder mehrere geeignete Produkte zu
empfehlen oder ihn darauf hinzuweisen, dass er kein Produkt empfehlen
kann. 2 Die Empfehlung oder der Hinweis ist dem Darlehensnehmer auf
einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung zu stellen.

Untertitel 5. Unabdingbarkeit, Anwendung auf Existenzgründer

§ 512 Abweichende Vereinbarungen. 1 Von den Vorschriften der §§ 491
bis 511, 514 und 515 darf, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, nicht zum
Nachteil des Verbrauchers abgewichen werden. 2 Diese Vorschriften finden
auch Anwendung, wenn sie durch anderweitige Gestaltungen umgangen
werden.

Titel 5. Mietvertrag, Pachtvertrag

Untertitel 1. Allgemeine Vorschriften für Mietverhältnisse

§ 535 Inhalt und Hauptpflichten des Mietvertrags. (1) 1 Durch den
Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet, dem Mieter den Gebrauch der
Mietsache während der Mietzeit zu gewähren. 2 Der Vermieter hat die Miet-
sache dem Mieter in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten
Zustand zu überlassen und sie während der Mietzeit in diesem Zustand zu
erhalten. 3 Er hat die auf der Mietsache ruhenden Lasten zu tragen.

(2) Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter die vereinbarte Miete zu
entrichten.

10 BGB §§ 511, 512, 535 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse
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§ 536 Mietminderung bei Sach- und Rechtsmängeln. (1) 1 Hat die
Mietsache zur Zeit der Überlassung an den Mieter einen Mangel, der ihre
Tauglichkeit zum vertragsgemäßen Gebrauch aufhebt, oder entsteht während
der Mietzeit ein solcher Mangel, so ist der Mieter für die Zeit, in der die
Tauglichkeit aufgehoben ist, von der Entrichtung der Miete befreit. 2 Für die
Zeit, während der die Tauglichkeit gemindert ist, hat er nur eine angemessen
herabgesetzte Miete zu entrichten. 3 Eine unerhebliche Minderung der Taug-
lichkeit bleibt außer Betracht.

(1a) Für die Dauer von drei Monaten bleibt eine Minderung der Tauglich-
keit außer Betracht, soweit diese auf Grund einer Maßnahme eintritt, die
einer energetischen Modernisierung nach § 555b Nummer 1 dient.

(2) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt auch, wenn eine zugesicherte Eigenschaft
fehlt oder später wegfällt.

(3) Wird dem Mieter der vertragsgemäße Gebrauch der Mietsache durch
das Recht eines Dritten ganz oder zum Teil entzogen, so gelten die Absätze 1
und 2 entsprechend.

(4) Bei einem Mietverhältnis über Wohnraum ist eine zum Nachteil des
Mieters abweichende Vereinbarung unwirksam.

§ 536a Schadens- und Aufwendungsersatzanspruch des Mieters we-
gen eines Mangels. (1) Ist ein Mangel im Sinne des § 536 bei Vertrags-
schluss vorhanden oder entsteht ein solcher Mangel später wegen eines Um-
stands, den der Vermieter zu vertreten hat, oder kommt der Vermieter mit
der Beseitigung eines Mangels in Verzug, so kann der Mieter unbeschadet der
Rechte aus § 536 Schadensersatz verlangen.

(2) Der Mieter kann den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforder-
lichen Aufwendungen verlangen, wenn
1. der Vermieter mit der Beseitigung des Mangels in Verzug ist oder
2. die umgehende Beseitigung des Mangels zur Erhaltung oder Wiederher-
stellung des Bestands der Mietsache notwendig ist.

§ 536b Kenntnis des Mieters vom Mangel bei Vertragsschluss oder
Annahme. 1 Kennt der Mieter bei Vertragsschluss den Mangel der Mietsache,
so stehen ihm die Rechte aus den §§ 536 und 536a nicht zu. 2 Ist ihm der
Mangel infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben, so stehen ihm
diese Rechte nur zu, wenn der Vermieter den Mangel arglistig verschwiegen
hat. 3 Nimmt der Mieter eine mangelhafte Sache an, obwohl er den Mangel
kennt, so kann er die Rechte aus den §§ 536 und 536a nur geltend machen,
wenn er sich seine Rechte bei der Annahme vorbehält.

§ 536c Während der Mietzeit auftretende Mängel; Mängelanzeige
durch den Mieter. (1) 1 Zeigt sich im Laufe der Mietzeit ein Mangel der
Mietsache oder wird eine Maßnahme zum Schutz der Mietsache gegen eine
nicht vorhergesehene Gefahr erforderlich, so hat der Mieter dies dem Ver-
mieter unverzüglich anzuzeigen. 2 Das Gleiche gilt, wenn ein Dritter sich ein
Recht an der Sache anmaßt.

(2) 1 Unterlässt der Mieter die Anzeige, so ist er dem Vermieter zum Ersatz
des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 2 Soweit der Vermieter infolge
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der Unterlassung der Anzeige nicht Abhilfe schaffen konnte, ist der Mieter
nicht berechtigt,
1. die in § 536 bestimmten Rechte geltend zu machen,
2. nach § 536a Abs. 1 Schadensersatz zu verlangen oder
3. ohne Bestimmung einer angemessenen Frist zur Abhilfe nach § 543 Abs. 3
Satz 1 zu kündigen.

§ 536d Vertraglicher Ausschluss von Rechten des Mieters wegen
eines Mangels. Auf eine Vereinbarung, durch die die Rechte des Mieters
wegen eines Mangels der Mietsache ausgeschlossen oder beschränkt werden,
kann sich der Vermieter nicht berufen, wenn er den Mangel arglistig ver-
schwiegen hat.

§ 537 Entrichtung der Miete bei persönlicher Verhinderung des Mie-
ters. (1) 1 Der Mieter wird von der Entrichtung der Miete nicht dadurch
befreit, dass er durch einen in seiner Person liegenden Grund an der Ausübung
seines Gebrauchsrechts gehindert wird. 2 Der Vermieter muss sich jedoch den
Wert der ersparten Aufwendungen sowie derjenigen Vorteile anrechnen lassen,
die er aus einer anderweitigen Verwertung des Gebrauchs erlangt.

(2) Solange der Vermieter infolge der Überlassung des Gebrauchs an einen
Dritten außerstande ist, dem Mieter den Gebrauch zu gewähren, ist der
Mieter zur Entrichtung der Miete nicht verpflichtet.

§ 538 Abnutzung der Mietsache durch vertragsgemäßen Gebrauch.
Veränderungen oder Verschlechterungen der Mietsache, die durch den ver-
tragsgemäßen Gebrauch herbeigeführt werden, hat der Mieter nicht zu ver-
treten.

§ 539 Ersatz sonstiger Aufwendungen und Wegnahmerecht des Mie-
ters. (1) Der Mieter kann vom Vermieter Aufwendungen auf die Mietsache,
die der Vermieter ihm nicht nach § 536a Abs. 2 zu ersetzen hat, nach den
Vorschriften über die Geschäftsführung ohne Auftrag ersetzt verlangen.

(2) Der Mieter ist berechtigt, eine Einrichtung wegzunehmen, mit der er
die Mietsache versehen hat.

§ 540 Gebrauchsüberlassung an Dritte. (1) 1 Der Mieter ist ohne die
Erlaubnis des Vermieters nicht berechtigt, den Gebrauch der Mietsache einem
Dritten zu überlassen, insbesondere sie weiter zu vermieten. 2 Verweigert der
Vermieter die Erlaubnis, so kann der Mieter das Mietverhältnis außerordent-
lich mit der gesetzlichen Frist kündigen, sofern nicht in der Person des
Dritten ein wichtiger Grund vorliegt.

(2) Überlässt der Mieter den Gebrauch einem Dritten, so hat er ein dem
Dritten bei dem Gebrauch zur Last fallendes Verschulden zu vertreten, auch
wenn der Vermieter die Erlaubnis zur Überlassung erteilt hat.

§ 541 Unterlassungsklage bei vertragswidrigem Gebrauch. Setzt der
Mieter einen vertragswidrigen Gebrauch der Mietsache trotz einer Abmah-
nung des Vermieters fort, so kann dieser auf Unterlassung klagen.

10 BGB §§ 536d–541 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse


